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Liebe Leserinnen und Leser!

M it der aktuellen Finanz- und Wirt-
schaft skrise hat sich die Ideologie des 

Neoliberalismus tief blamiert. Waren es in 
den vergangenen 20 Jahren die Menschen 
in den Ländern des Südens, deren Existenz 
durch die weltweit propagierte Deregu-
lierung bedroht war, so fallen inzwischen 
auch gut ausgebildete Bankangestellte im 
Norden über die Logik der grenzenlosen 
Akkumulation. Allein, die aktuellen kata-
strophalen und selbst verschuldeten Ent-
wicklungen führen nicht zum Umdenken. 
Im Gegenteil. Nach dem Motto ›Minus mal 
Minus macht Plus‹ will Europa der Krise 
mit Freihandel begegnen.
 In diesem Sinne plant die EU noch in 
diesem Jahr den Abschluss eines Assozi-
ierungsabkommens mit den zentralameri-
kanischen Staaten Guatemala, El Salvador, 

» Die aktuelle Finanzkrise 
und die weltweite Rezession 
stellt das ökonomische System 
in Frage: Die gegenwärtigen 
Entwicklungen haben die Staa-
ten gezwungen, die Verluste 
des Finanzsystems und der 
Unternehmen zu verstaatli-
chen, wobei die Geldbeutel der 
Bürgerinnen und Bürger ge-
plündert wurden. Dies ergibt 
einen profunden Widerspruch: 
das Scheitern des freien Mark-
tes bei gleichzeitiger Vertie-
fung des Assoziierungsab-
kommens. «

Raúl Moreno 
von der Alianza Social 

Continental (ASC), El Salvador

Honduras, Costa Rica und Nicaragua. Für 
die Menschen dort bringt dies Abkommen 
noch mehr transnationale Konzerne, die 
im besten Fall prekäre Arbeitsplätze schaf-
fen und im schlechtesten ihre Umwelt und 
Existenzgrundlagen weiter zerstören. 
 Im Namen unserer ProjektpartnerIn-
nen in Mittelamerika und im Wissen um 
die teils verheerenden Auswirkungen, 
die Abkommen zwischen wirtschaft lich 
so ungleichen Partnern haben können, 
möchten wir mit dieser Beilage die Ver-
handlungen aus ihrem Versteck in Brüs-
sel zerren und möglichst viele kritische 
MitbürgerInnen dazu mobilisieren, die 
Machenschaft en der EU aufmerksam zu 
verfolgen. Wichtiger als die medial aus-
gewalzte Abwrackprämie für angejahrte 
Wohlstandskarossen sind diese Abkom-
men allemal. Sie schreiben die Weltwirt-
schaft sordnung für Generationen und zu 
deren Ungunsten fest.

Ihr CIR-Team und das 
Informationsbüro Nicaragua

Friss und stirb trotzdem
Koloss EU stülpt zentralamerikanischen Zwergen Assoziierungsabkommen über
Um schleunigst zur weltweit führenden Wirtschaft smacht aufzusteigen, treibt die Europäische Union (EU) derzeit mehrere Freihandelsabkommen mit den armen Regionen 
der Welt voran. In Konkurrenz zur USA und angetrieben vom wachsenden Einfl uss der Volksrepublik China will die EU ihre geostrategischen Interessen nun auch in Zentral-
amerika sichern. Dies jedoch nicht mit plumpen Drohungen, sondern mit ausgefeilter Rhetorik. In den Verhandlungen zum Assoziierungsabkommen zwischen der EU und 
Mittelamerika ist die Rede von Menschenrechten, Entwicklung und Nachhaltigkeit. Dies verschleiert jedoch die verheerenden Auswirkungen, die das geplante Abkommen für 
die Menschen in Zentralamerika haben kann.

Foto: J. Rodriguez Da springt der Puma vor Freude im Dreieck: Die EU plant ein Freihandelsabkommen mit Zentralamerika, um europäischen Konzernen bessere Markzugänge zu verschaff en. 

würde sich rapide verschlechtern. Durch 
die Einführung von Patenten auf Saatgut 
würden BäuerInnen dazu gezwungen, ihr 
Saatgut teuer einzukaufen. Riesige Infra-
strukturprojekte und Rohstoff ausbeutung 
tragen zu einer weiteren Umweltzerstö-
rung bei und führen zur Vertreibung der 
Landbevölkerung. Liberalisierung im öf-
fentlichen Beschaff ungswesen führt dazu, 
dass einheimische Unternehmen der in-
ternationalen Konkurrenz nicht mehr ge-
wachsen sind und schließen müssen. Die 
Folge wäre noch höhere Arbeitslosigkeit 
und Armut, so die Sorge vieler Menschen 
in Zentralamerika.

Internationale Schiedsgerichte 
 zementieren Wirtschaftsstrukturen
Als besonders brenzlig gilt der drohen-
de Investitionsschutz für Konzerne. Die 
EU will internationale Schiedsgerichte 
zur Streitbeilegung zwischen Unterneh-
men und Staaten einrichten. Europäische 
Konzerne könnten vor diesen Gerichten 
gegen ein mittelamerikanisches Land 
klagen, wenn sie ihre Investitionen oder 
die erwarteten Gewinne gefährdet sehen. 
Höhere Umweltaufl agen oder gar Wieder-
verstaatlichung von Dienstleistungen oder 
Ländereien bei Fehlverhalten von Konzer-
nen sind dann nicht mehr möglich, da die 
Staaten horrende Entschädigungssummen 
zahlen müssten. 
 Ein Schreckensszenario nicht nur für 
die Menschen in Mittelamerika: Freihan-
del und Investitionsfreiheit in Verbin-
dung mit der Einsetzung internationaler 
Schiedsgerichte führt zu einer Festlegung 
der neoliberalen Wirtschaft sform über 
Generationen hinaus – auch in Europa.

» Im Freihandelsabkommen legen wir 
fest, ob wir uns selbst umbringen oder 

eines natürlichen Todes sterben«, bringt 
Sinforiano Cáceres, Vorsitzender des ni-
caraguanischen Kooperativenverbandes, 
Alternativen in Sachen Freihandel auf den 
Punkt. 
 Ohne die Kritik und Proteste ernst zu 
nehmen, verhandelt die Europäische Uni-
on derzeit in rasender Geschwindigkeit mit 
den zentralamerikanischen Staaten Gua-
temala, El Salvador, Nicaragua, Honduras 
und Costa Rica über ein Assoziierungsab-
kommen. Ziel der EU ist es, das Abkom-
men noch in diesem Jahr abzuschließen. 
Verhandelt wird auf Grundlage von drei 
Säulen: Politischer Dialog, Entwicklungs-
zusammenarbeit und Freihandel. Dies 
fi ndet unter weitgehendem Ausschluss der 
Zivilbevölkerung sowohl in Zentralameri-
ka als auch Europa statt. 
 Motor der Verhandlungen ist das von 
der EU anvisierte Ziel, bis zum Jahr 2010 
»zum wettbewerbsfähigsten und dyna-
mischsten wissensbasierten Wirtschaft s-
raum der Welt« aufzusteigen.
 Das Konzept zur Erreichung dieses Ziels 
veröff entlichte die Handelskommission 
2006. Auf Grundlage dieser Global Euro-
pe Strategy will die EU die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit europäischer Un-
ternehmen gegenüber anderen, konkurrie-
renden Wirtschaft sräumen verbessern und 
für die Verringerung und Beseitigung von 
Handelshemmnissen beim Austausch von 
Gütern und Dienstleistungen alle verfüg-
baren, politischen Instrumente einsetzen. 
Nachdem die EU in der Welthandelsor-
ganisation (WTO) am Widerstand der so 
genannten Entwicklungsländer gescheitert 

ist, die Singapurthemen (z.B. umfangrei-
cher Investitionsschutz und freier Wett-
bewerb, sowie Handelserleichterungen) 
weltweit durchzusetzen, versucht sie ihre 
Wirtschaft sinteressen nun auf bi-regiona-
len Wegen zu verankern. Das aktuell ge-
plante Abkommen mit Zentralamerika ist 
ein Puzzlestück dieser Strategie.

Handel zwischen Arm und Reich
Gerade zwei Jahre zuvor haben die zent-
ralamerikanischen Staaten das CAFTA-
Freihandelsabkommen mit den USA trotz 
großen Widerstands der Bevölkerung 
durchgesetzt; die befürchteten negati-
ven Auswirkungen mit Schäden für die 
lokale Wirtschaft  und Verschlechterung 
der Versorgung sind mit Umsetzung die-
ses Freihandelsabkommens größtenteils 
eingetroff en. Trotzdem sitzen die Regie-
rungschefs Zentralamerikas nun mit dem 
Koloss Europa am Verhandlungstisch, 
um über das nächste Abkommen zu ver-
handeln. Die mittelamerikanischen Re-
gierungen hoff en auf bessere Zugänge für 
Bananen, Kaff ee, Zucker und Garnelen auf 
europäische Märkte. Der alte Kontinent 
dagegen will »in Übereinstimmung mit 
der Vision eines ›globalen Europas‹ die 
Kontrolle über die natürlichen Ressour-
cen (Wasser, Biodiversität, Gas, Land und 
Energie) gewinnen und neue, verbesserte 
Marktzugänge für europäische Konzerne 
schaff en«, so Raúl Moreno, Wirtschaft s-
wissenschaft ler aus El Salvador. 
 Dabei, so kritisiert Moreno weiter, sei-
en die beiden Säulen ›politischer Dialog‹ 
und ›Entwicklungszusammenarbeit‹, über 
die die EU auch verhandelt, nur Rhetorik. 
Wichtig sei dem alten Kontinent allein der 

Bereich Freihandel. Der Rest sei das Fei-
genblatt zur Abgrenzung gegenüber der 
USA und Verminderung von Protest. Mit 
dieser Befürchtung steht er nicht allein. 
Eine Chance für die Durchsetzung von 
Arbeits- und Menschenrechten über das 
Abkommen sehen nur wenige soziale Ak-
teure in Mittelamerika und Europa. 

Freihandel zerstört 
Lebensgrundlagen
Grund der an den Tag gelegten Eile mit 
dem Assoziierungsabkommen ist auch der 
Wettlauf um natürliche Ressourcen und 
Märkte. Die EU will sich die gleichen gu-
ten Konditionen verschaff en wie die USA. 
Mit diesen ›ehrgeizigen‹ Zielen wird das 
Assoziierungsabkommen, so befürchten 
viele KritikerInnen, dazu beitragen, immer 
größeren Bevölkerungsteilen die Lebens-
grundlagen zu entziehen: Privatisierungen 
im Wassersektor und im Gesundheitswe-
sen führen zu explosionsartig steigenden 
Kosten, die für weite Bevölkerungsteile 

nicht mehr fi nanzierbar wären. Durch Re-
gelungen zum Schutz des geistigen Eigen-
tums werden billig kopierte, so genannte 
generische Medikamente verboten. Die 
schon jetzt desolate Versorgungslage 

das tägliche Einkommen der Mehrheit 
der Mittelamerikaner  unter 2 US$ liegt, 

während die EU jede Kuh eines 
europäischen Bauern täglich  mit 

etwa 3 US$ subventioniert?

Wussten Sie, dass

1524 Unterwerfung Mittelamerikas als Teil des Vizekönigreiches Neu-
spanien. Pedro de Alvarez plündert auf dem Weg von Mexiko nach 

Quito (heute: Ecuador) Mittelamerika und steckt die Quiché-Hauptstadt Utatlán 
in Brand. Die kulturell hochentwickelten Völker werden verschleppt und versklavt, 
ein gigantischer Genozid und eine Jahrhunderte lange Ausplünderung beginnt.

1821 Unabhängigkeit von Spanien und Proklamation der Repu-
blik der Vereinigten Provinzen Zentralamerikas. Präsident 

Francisco Morazan enteignet spanische Adlige, trennt Kirche und Staat 
und verweigert die Abgaben ans koloniale ›Mutterland‹. Seitdem ziert die 
Jakobinermütze der französischen Revolution die Flagge Nicaraguas. 

1823 Monroe-Doktrin der US-Regierung (›Amerika den 
Amerikanern‹). Sie bildet die Grundzüge der US-Au-

ßenpolitik, fordert die Nichteinmischung der Europäer in Lateina-
merika (›Amerikanischer Hinterhof‹) und legitimiert seitdem US-
amerikanische Expansionen und Invasionen in Mittelamerika.

500 Jahre 
Europa in 

Zentralamerika

Russisches Roulette
Internationale Investoren dürfen an der nationalen 
Rechtsprechung vorbei Länder verklagen, denen 
sie die Behinderung ihrer Geschäftsaktivitäten 
vorwerfen…S.II

Solidarisch gegen das Unheil
»Die Folgen des Abkommens sind schlecht für 
alle Beteiligten, weil die Asymmetrien zwischen 
den Staaten nicht beachtet werden« so Omar 
Salazar im Interview…S. III

Aktiv werden! 
Sich der Ausbeutung entgegenstellen.  
Geplante Aktivitäten gegen das 
Abkommen…S.IV



Russisches Roulette
Arbeits-, Sozial- und Umweltnormen: hilfreich zur Durchsetzung von Rechten oder Feigenblatt für die Wirtschaft?

I n den vergangenen sechs Verhand-
lungsrunden bemühte sich die EU 

um eine Einbindung von Klauseln in das 
Vertragswerk des Assoziierungsabkom-
mens, die zur Einhaltung einer Reihe von 
grundlegenden internationalen Abkom-
men im Bereich der Arbeits-, Sozial-, und 
Umweltnormen verpfl ichten. Ein Aspekt, 
den ArbeitsrechtsaktivistInnen seit Jahren 
einfordern, um gegen Arbeits- und Men-
schenrechtsverletzungen internationaler 
Konzerne etwas in der Hand zu haben.
 Um zu beurteilen, ob die derzeitig von 
der EU angestrebte Implementierung eine 
wirkliche Chance zur Durchsetzung inter-
nationaler Arbeits- und Menschenrechte 
bedeutet, müssen zuvor zwei Fragen ge-
klärt werden. Erstens: Welche Bestimmun-
gen werden konkret integriert? Und zwei-
tens: Wie sollen sie durchgesetzt werden?
 »Es gibt durchaus Fortschritte«, sagt 
Carlos Molina, Präsident des Konsultativ-
komitees des Systems zur Zentralamerikani-
schen Integration (CC-SICA), der zentralen 
Instanz für zivilgesellschaft liche Konsulta-
tion zur regionalen Integration Mittelame-
rikas und für die Verhandlungen mit der 
EU. »Es soll ein Paket von internationalen 
Grundsatzabkommen über die Arbeits-, 
Sozial-, und Umweltnormen integriert wer-
den. Aber welche Abkommen darin genau 
enthalten sind, wissen wir bisher nicht.«
 Der tatsächliche Knackpunkt liegt auch 
eher in der Durchsetzung solcher Ver-
pfl ichtungen. Genauer: Wer kann wo wen 
wegen Nichteinhaltung welcher Vereinba-

rungen zur Rechenschaft  ziehen? Schon in 
den Pressemitteilungen zur dritten Ver-
handlungsrunde heißt es zwar, dass über 
»Konfl iktschlichtung und -prävention« 
verhandelt worden sei, was genau bespro-
chen wurde, ist aber unklar. Carlos Molina 
erklärt: »Wir haben noch keine Vorschläge 
über Konfl iktschlichtung erhalten.«
 Die bisher in ähnlichen Abkommen 
üblichen Regelungen haben immer wieder 
fatale Folgen. Schlichtungsinstanz ist dabei 
häufi g das bei der Weltbank angesiedelte 
International Centre for the Settlement of 
Investment Disputes (ICSID) oder die UN 

Commission on International Trade Law 
(UNCITRAL). Dabei handelt es sich jedoch 
nicht um regelrechte Gerichte. Vielmehr 
werden Jurymitglieder aus Listen internati-
onaler Handelsjuristen ausgewählt, was die 
Urteile praktisch unberechenbar macht. 
Klage einreichen können in der Regel ei-
nerseits die Vertragsstaaten, wenn sie ihre 
Partner der Nichteinhaltung von Verein-
barungen im Handels- und Investitions-
bereich oder der Verletzung von Arbeits-, 
Sozial- und Umweltnormen verdächtigen. 
Andererseits wird aber auch internationa-
len Investoren das Recht eingeräumt, an der 
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nationalen Rechtsprechung vorbei Länder 
zu verklagen, denen sie die unrechtmäßige 
Behinderung ihrer Aktivitäten vorwerfen. 
Möglichkeiten, Unternehmer wegen Ver-
stößen vor den internationalen Tribunalen 
zu belangen oder zur direkten Prozessein-
leitung durch VertreterInnen der Zivilge-
sellschaft , sucht man hingegen vergeblich.
 Zusammen mit den hohen Strafzah-
lungen machen diese Faktoren gerade für 
wirtschaft lich schwächere Länder jedes 
Verfahren zum russischen Roulette. Zwar 
heißt es beispielsweise im Abkommen mit 
den USA (CAFTA), dass diese Mechanis-
men »nicht gegen die Normen verwendet 
werden sollen«, gleich im darauf folgen-
den Absatz wird aber hinzugefügt, »außer 
diese werden willkürlich angewandt oder 
behindern den internationalen Handel.« 
An Präzedenzfällen mangelt es ebenfalls 
nicht. So wurde beispielsweise Mexiko un-
ter den Bestimmungen des North Ameri-
can Free Trade Agreement (NAFTA) wegen 
seines Widerstandes gegen die Errichtung 
einer Gift müllanlage durch die Firma Me-
talclad zur Zahlung von 15,6 Millionen 
US-Dollar an das Unternehmen verurteilt. 
Und auch der aktuelle Fall Pacifi c Rim in 
El Salvador lässt Schlimmes befürchten. 
 Faktisch wird so also ein doppelter Ne-
gativanreiz gegen die Verschärfung der 
Normen erzeugt: Zum einen setzen sich 
Staaten damit von Investoren angestreng-
ten Klagen mit ungewissem Ausgang und 
besonders für Entwicklungsländer kaum 
tragbaren Strafzahlungen aus. Zum an- Foto: J. Rodriguez

deren können sie von anderen Staaten be-
langt werden, wenn es ihnen nicht gelingt, 
bestehende Gesetze durchzusetzen.
 Daran, ob EU und zentralamerikanische 
Regierungen in dieser Hinsicht wirk lich 
neue Wege beschreiten, wird sich letztlich 
der tatsächliche Wert jeder Arbeits-, 
 Sozial-   oder Umweltnorm erweisen.

Jonas Rüger

Goldabbau verseucht oft mals die lokale Trink-
wasserversorgung. Wehrt sich die Bevölkerung 
und bekommt Unterstützung vom Staat, droht 
diesem eine Klage vorm Schiedsgericht.

Umweltverschmutzung ohne Grenzen: Zyanideinsatz in Honduras. Foto: J. Rodriguez

Neuer Angriff auf die Mindeststandards
Verheerende Auswirkungen des CAFTA-Abkommens zwischen Zentralamerika und den USA 
auf die ohnehin prekären Lebensverhältnisse in Mittelamerika

Massiven Protesten der Bevölkerung zum Trotz unterzeichneten im Jahr 2007 die fünf zentralamerikanischen Länder Guatema-
la, Honduras, El Salvador, Nicaragua und Costa Rica sowie die Dominikanische Republik das zentralamerikanische Freihandels-
abkommen (CAFTA) mit den USA. Das Abkommen gilt als Schnittmuster für das Assoziierungsabkommen der EU. Wer also die 
Auswirkungen des Assoziierungsabkommen benennen möchte, kommt am Vorreiterabkommen CAFTA nicht vorbei. Positive 
Stimmen zum CAFTA gibt es indes nur wenige – und die werden immer leiser. 

I n El Salvador, Honduras, Nicaragua und 
Guatemala ist CAFTA jetzt etwa zwei-

einhalb Jahre in Kraft . Eine Einschätzung 
der Folgen des Freihandelsabkommens für 
die Wirtschaft  und die sozialen Strukturen 
der mittelamerikanischen Länder stützt 
sich also auf einen sehr kurzen Zeitraum. 
Überdies werden die unmittelbaren Folgen 
des Abkommens zeitlich auch überlagert 
von den Auswirkungen der Rezession in 
den USA, den im Jahr 2007/08 explodie-
renden Nahrungsmittel- und Energie-
preisen und der allgemeinen Finanzkrise. 
Insofern können noch keine langfristigen 
und eindeutigen Aussagen über CAFTA 

res um 19 % zugenommen.
 Das eigentliche Problem sind aber nicht 
die befürchteten Dumpingpreise für Agrar-
produkte, sondern die dem Freihandel in-
newohnende Exportorientierung. Im Zuge 
dessen wird die Nahrungsmittelprodukti-
on selbst vollständig umstrukturiert: Land, 
das vorher den lokalen Markt versorgte, 
wird in industrielles Agrarland umgewan-
delt; die Marktmacht konzentriert sich 
zunehmend bei einigen Großproduzenten 
und transnational operierenden Konzer-
nen, kleinbäuerliche Strukturen werden 
zerstört und die Nahrungssouveränität 
verschwindet unwiderrufl ich. Mexico, das 

Monokulturen soweit das Auge reicht sind eine Folge von CAFTA. Die Länder können sich nicht 
mehr selbst versorgen und sind abhängig vom Weltmarkt. 

Foto: Rostami-Rabet

getroff en werden. Dennoch zeichnen sich 
Trends und Entwicklungen ab, die den 
Befürchtungen der CAFTA-KritikerInnen 
weitgehend Recht geben.

Landwirtschaft 
Insbesondere für die Grundnahrungsmit-
tel produzierenden KleinbäuerInnen war 
befürchtet worden, dass sie unter dem Ab-
kommen leiden würden, weil sie mit den 
stark subventionierten, industriell pro-
duzierten Nahrungsmitteln aus den USA 
nicht konkurrieren können. Und tatsäch-
lich hat der Agrarimport aus dem Norden 
nach Zentralamerika innerhalb eines Jah-

seit 1994 unter Freihandelsbedingungen 
produziert, ist in Windeseile von einem 
Maisexporteur zum -importeur geworden. 
Die Folge: die Preise für das Grundnah-
rungsmittel schossen im Jahr 2007 – auch 
aufgrund des Agro-Treibstoffb  ooms in den 
USA – in schwindelerregende Höhen. 

Investitionsschutz und Patente
Kapitel 10 des CAFTA-Vertragwerks 
enthält Bestimmungen zum Schutz von 
Investitionen, die es Privatunternehmen 
erlauben sollen, Nationalstaaten auf Er-
stattung von – auch fi ktiven, also erwarte-
ten – Gewinnen zu verklagen. 
 Aktuell versuchen mehrere Unterneh-
men auf Grundlage des CAFTA-Vertrags 
die zentralamerikanischen Staaten auf 
Entschädigung zu verklagen, wie z.B. das 
Minenunternehmen Pacifi c Rim (siehe S. 
IV).
 Das Kapitel über geistige Eigentums-
rechte bestimmt, dass die Regelungen zu 
Patenten und Copyrights, wie sie in den 
Vereinigten Staaten bestehen, auch für die 
Vertragsstaaten verbindlich sind. Das be-
trifft   unter anderem Medikamente – mit 
fatalen Folgen für die öff entliche Gesund-
heit. So wurde mit CAFTA die Einfuhr 
verschiedener ›nachgebauter‹ Medikamen-
te (sog. Generika), die bereits im Handel 
waren und deren Preise im Regelfall deut-
lich unter dem der Markenprodukte lagen, 
verboten. 
 Die zunehmende Verfolgung von ›Pro-
duktpiraterie‹ in den zentralamerikanischen 
Ländern beraubt darüber hinaus zigtausen-
de in der informellen Wirtschaft  (selbst)be-
schäft igte Menschen ihres Einkommens.

Arbeits- und Umweltstandards
Viele mittelamerikanische Länder ver-
sprachen sich von CAFTA einen Anstieg 
der ausländischen Investitionen. Für ein 
Land, nämlich Nicaragua, erfüllte sich 
diese Hoff nung off enbar: 2006 schnellte 
das Investitionsvolumen im Vergleich zum 
Vorjahr um 96,7 % in die Höhe. Der Groß-
teil davon fl oss in die so genannten Welt-
marktfabriken (Maquilas). Diese Fabriken 
bieten meist schlecht bezahlte und gering 
qualifi zierte, hochprekäre und oft  unge-
sunde Arbeitsplätze. In El Salvador oder 
Honduras kann man beobachten, dass sie 
der weltweiten Konkurrenz um die billigs-

te Arbeitskraft  nicht mehr standhalten. 
Die Fabriken werden dicht gemacht, die 
Produktion wandert in asiatische Länder. 
Auch in Nicaragua wurden schon 2008 
wieder zahlreiche Maquilas geschlossen, 
etwa ein Drittel der Arbeitsplätze in den 
Fabriken ging wieder verloren.
 Unter Verweis auf die verschärft e Kon-
kurrenz versuchen zentralamerikanische 
Regierungen und Unternehmen, die Ar-
beits- und Umweltgesetzgebung aufzuwei-
chen. In Costa Rica mit seinen relativ ho-
hen Standards im Arbeits- und Sozialrecht 
fi ndet ein Angriff  auf den 8-Stunden-Tag, 
Überstundenzuschläge und bezahlten 
Mutterschaft surlaub statt. Auch in Hon-
duras wird die regionale Konkurrenz mit-
tels Senkung von Mindestlöhnen in spezi-
fi schen Zonen angespornt. 

» In unserem Land wird 
multinationalen Konzernen 
der Goldabbau gewährt, der 
den Gemeinden in San Marcos 
Wasser entzieht und es mit 
Zyanid-Chemikalien belastet. 
Diese Megaprojekte bringen uns 
nichts, weshalb wir uns gegen 
sie wenden. « 

Rosalina Tuyuc 
von der guatemaltekischen Maya-

Frauenorganisation Conavigua

1832 Interesse deutscher Kaff eehändler an Mittelamerika. Deutsche Siedler be-
gründen den Kaff eeanbau in Guatemala, Nicaragua und Honduras. Sie drin-

gen in die bis dahin von Indigenas bewohnten Berggebiete vor und bauen eine Weiterverar-
beitungsindustrie auf.

1877 Verbot des Gemeindeeigentums der indigenen Bevölkerung. Die moderne 
Plantagenwirtschaft  zerstört traditionelle Dorfstrukturen. Die Siedler werden 

zu Plantagenbesitzern, die Indigenas zu abhängigen Arbeitskräft en, indigene Dorfgemein-
schaft en lösen sich auf. Mittelamerikanische Volkswirtschaft en richten sich an europäi-
schen Bedürfnissen aus. 

1909 Sturz des nicaraguanischen Präsidenten Zelaya durch US-Militärintervention. 
Weitere Beispiele für etwa 100 US-Interventionen sind der Sturz von Jacobo 

 Arbenz Guzman in Guatemala 1954 (im Interesse der United Fruit Company, heute: Chiquita), 
der Sturz Juan Boschs in der Dominikanischen Republik 1963 und Maurice Bishops in Grenada 
1983 sowie die Installierung der Militärregierungen in Guatemala und El Salvador. 



L ieber Omar, lieber Raul, bis vor kur-
zem ward ihr noch im Protest gegen 

das Zentralamerikanische Freihandelsab-
kommen mit den USA (CAFTA) involviert: 
Welche Befürchtungen hattet ihr in Bezug 
auf das CAFTA?

 Omar Salazar (O.S.): Unsere Befürch-
tungen bezogen sich auf die Arbeitsbe-
dingungen. Wir sahen die erkämpft en 
Arbeitsrechte von dem Abkommen be-
droht. Das Dramatische ist, dass wir davon 
ausgegangen sind, diese Prozesse würden 
mindestens vier oder fünf Jahre benötigen, 
aber bereits heute können wir beobachten, 
dass all die negativen Prognosen schon 
nach weniger als zwei Jahren eingetreten 
sind.
 Raúl Moreno (R.M.): Sehr früh haben 
wir darauf hingewiesen, dass CAFTA die 
Grundpfeiler der institutionellen und ju-
ristischen Ordnung umstürzen sowie dem 
Gemeinwohl schaden würde. Das beinhal-
tete die Abwertung von Rechtsgültigkeit 
und Einhaltung der wirtschaft lichen, so-
zialen und kulturellen Rechte (WSK) so-
wie die Verletzung von verfassungsmäßig 
garantierten Menschenrechten. Auch in 
Bezug auf die Durchsetzung von Arbeits-
rechten ist das CAFTA nicht dienlich. Es 
werden lediglich fünf Artikel der Konven-
tion der Internationalen Arbeitsorganisa-
tion (ILO) anerkannt. Außerdem fehlen 
Mechanismen, die die Vertragspartner 
dazu zwingen, diese Konventionen anzu-
erkennen.

Zurzeit verhandelt die EU mit den zentral-
amerikanischen Staaten über ein Assoziie-
rungsabkommen (Acuerdo de Asociación, 
kurz AdA). Wie ist eure Position zu diesen 
Verhandlungen? 

 O.S.: Wenn es sich um ein Abkommen 
mit klaren Regeln im Sinne einer Allianz 
für Entwicklung handeln würde, gäbe es 
kein Problem. Was wir aber beobachten, ist, 
dass es bei diesen Verhandlungen um Frei-
handelsabkommen geht, die dem CAFTA 
ähnlich sind und sogar noch höhere Anfor-
derungen stellen. Die Folgen sind schlecht 
für alle Beteiligten, weil die Asymmetrien 
zwischen den Staaten, ihre sehr unter-
schiedlichen ökonomischen Kapazitäten 
nicht klar in Betracht gezogen werden.   

R.M.: Die Inhalte von CAFTA und AdA 
sind nahezu übereinstimmend und völlig 
inkompatibel mit den Zielen einer eigen-
ständigen Entwicklung. Sie bilden die 
eff ektive Grundlage für juristische Rah-
menbedingungen, die zu einer Erosion der 
Souveränität der Staaten Zentralamerikas 
führen könnten. 
 
Welche Rolle spielt Europa in Zentralame-
rika?

 R.M.: Die Handelsbeziehungen zwi-
schen Mittelamerika und der Europä-
ischen Union sind unbedeutend. Dies 
stärkt die Th ese, dass der eigentliche 
Grund für das AdA über die Handelsebe-
ne hinausgeht. In vergangenen Jahren sind 
mit der Privatisierung der Staatsbetriebe 
und dem Verkauf von Staatsanlagen ver-
schiedene europäische Unternehmen in 
Mittelamerika aktiv geworden und haben 

Solidarisch gegen das drohende Unheil
Mit dem Arbeitsrechtler Omar Salazar von der Arbeitsrechtsorganisation ASEPROLA in Costa Rica und dem Wirtschaft swissenschaft ler Raúl Moreno von der Alianza Social 
Continental (ASC) aus El Salvador hat die Christliche Initative Romero (CIR) über die drohenden Auswirkungen des EU-Assoziierungsabkommens gesprochen.

die Kontrolle über wichtige Bereiche der 
Öff entlichen Hand übernommen, wie 
zum Beispiel im Bereich der Telekommu-
nikation (Telefónica, France Telecom), 
Elektrizität (Unión Fenosa, Endesa, Hiber-
drola) und Energieversorgung (LaGeo), 
Verwaltung der Pensionsfonds (BBVA), 
Trinkwasserversorgung (Acea) und viele 
mehr. Für diese Unternehmen will die EU 
gute Investitionsbedingungen schaff en.

Welche generellen Auswirkungen haben 
Freihandelsabkommen auf die Arbeitsbe-
dingungen? 

 O.S.: Es gibt eine stärkere Deregulie-
rung der Arbeitsgesetze, eine größere Fle-
xibilität in den Fabriken und Unternehmen 
und einen steigenden Druck, die Löhne 
einzufrieren oder drastisch zu kürzen. Im 
Bereich der Geschlechterverhältnisse ist 
klar ersichtlich, dass der wachsende Anteil 

Auch nach Abschluss der VI. Verhand-
lungsrunde zwischen der Europäi-

schen Union (EU) und Zentralamerika 
bleibt das Problem Bananen ungelöst. Auf 
der einen Seite beharren die mittelameri-
kanischen Staaten auf einer Zollsenkung, 
denn die Banane ist schließlich eines der 
wenigen Güter, bei dem sie echte Wettbe-
werbsvorteile gegenüber EU-Konkurrenten 
genießen. An einem bevorzugten Zugang 
zum Markt der EU sind zudem auch jene 
US-Konzerne interessiert, die einen be-
deutenden Teil der zentralamerikanischen 
Bananenproduktion kontrollieren. Auf 
der anderen Seite sträuben sich die Euro-
päer weiterhin, den bestehenden Zollsatz 
von 176 Euro pro Tonne zu senken. Damit 
möchte sie die heimische Produktion (von 
den Kanaren bis nach Zypern) und auch die 
Einfuhren aus ihren ehemaligen Kolonien, 
den AKP-Staaten (Gruppe der afrikani-
schen, karibischen und pazifi schen Staaten), 
schützen, die mit den in Massenprodukti-
on erzeugten Bananen aus Lateinamerika 
preislich nicht mithalten können. Auch hier 
sind es vor allem europäische Kapitalinter-
essen, die abgesichert werden wollen.
 Von dem hohen Zollsatz möchte sich 
die EU erst dann trennen, wenn sich die 
lateinamerikanischen Staaten im Gegen-
zug bereit erklären, den Abschluss der 
aktuellen WTO-Verhandlungsrunde zu 
unterstützen. Dies würde die Durchset-
zung weltweiter Freihandelsregelungen 
mit schwerwiegenden Konsequenzen für 
Entwicklungsländer bedeuten. Solange 

Die Bananenfrage
der Widerstand der armen Länder inner-
halb der WTO-Runde andauert, wird die 
Europäische Union eine allgemeine Re-
gelung der Bananenfrage als Faustpfand 
nutzen und versuchen, die zentralameri-
kanischen Forderungen möglichst lange 
abzublocken.
 Auf den ersten Blick ist den zentralame-
rikanischen Staaten zu wünschen, dass 
sie ihre Interessen in dieser Frage durch-
setzen können. Betrachtet man den inter-
nationalen Bananenhandel jedoch etwas 
allgemeiner, so zeigt sich, dass eine umfas-
sende Liberalisierung einige Probleme mit 
sich bringen würde. NGOs wie Banana 
Link und EUROBAN weisen neben den 
massiven Einkommenseinbußen für die 
ProduzentInnen in den AKP-Staaten vor 
allem auf den drohenden Angriff  auf Sozi-
al- und Umweltfragen hin, der in Folge des 
massiv zunehmenden Preisdruckes droht. 
Eine mögliche Lösung wäre die Einfüh-
rung von gestaff elten Zöllen, die nach 
ökologischen und sozialen Standards pro-
duzierten Bananen eindeutige Zollvorteile 
gewähren würden. Stehen aber weiterhin 
lediglich die ökonomischen Interessen im 
Vordergrund, droht den zentralamerika-
nischen Staaten mit Abschluss eines Frei-
handelsabkommens mit der EU ein böses 
Erwachen - mit verbesserten Zollbestim-
mungen für Bananen oder ohne sie.

Manuel Melzer arbeitete als  freier 
Mitarbeiter bei WEED. Dort veröff entlichte 
er ein Hintergrundpapier zum Abkommen:  

www.weed-online.org
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Risse im Beton: Minenbau internationaler Konzerne zerstört die Häuser der Menschen in Guatemala. Foto: J. Rodriguez

Foto: J. Rodriguez»Wasser bedeutet Leben. Leben kann man nicht privatisieren«, so die 
NicaraguanerInnen im Rahmen der Kampagne ›Agua fuera del AdA‹ 
(Wasser raus aus dem Assoziierungsabkommen).

der berufstätigen Frauen als Arbeitskräft e 
ausgenutzt wird, denn aufgrund ihrer öko-
nomischen Situationen sind sie eher bereit, 
prekäre Stellen anzunehmen. Wir vertre-
ten die Th ese, dass die Löhne durch den 
Druck auf die Frauen, sich unter prekären 
Bedingungen in den Markt einzugliedern, 
insgesamt weiter nach unten geschoben 
werden - so wie ja auch bereits geschehen.

D ie EU verhandelt auch zu den Th emen 
›Entwicklungszusammenarbeit‹ und ›po-
litischer Dialog‹. Stecken in diesen beiden 
Säulen Potentiale z.B. für die Durchsetzung 
von Arbeits- und Menschenrechten?

 O.S.: Das ist schwer zu sagen, denn Ar-
beits- und Menschenrechte werden nicht 
in den politischen Dialogen verhandelt, 
sondern innerhalb der kommerziellen 
Th emen. Das heißt, man könnte beim 
Th ema Arbeitsrechte dann etwas bewegen, 

Die VerhandlungspartnerInnen sind 
sich einig, dass noch in der ersten 

Hälft e dieses Jahres 2009 eine Einigung er-
reicht werden soll. Bisher haben sechs Ver-
handlungsrunden stattgefunden. Die VII. 
Runde wird in der Woche ab 30. März in 
Tegucigalpa, Honduras, stattfi nden. Ver-
handelt wird in 14 Untergruppen. Je eine 
Gruppe beschäft igt sich mit den Th emen 
Politischer Dialog und Zusammenarbeit. 
Zum Th ema Handel wurden 12 Unter-
gruppen eingerichtet. Nach Angaben von 
VerhandlungsteilnehmerInnen besteht bei 
über 80 Prozent des Vertragstextes Kon-

sens. Über sensible Th emen, wie Bananen 
und Zucker herrscht derzeit aber noch kei-
ne Einigung.
 Umstritten sind die von der EU ge-
forderten gesundheitspolizeilichen und 
pfl anzenschutzrechtlichen Maßnahmen. 
Für deren Einführung fordern die zen-
tral amerikanischen UnterhändlerInnen 
fi nan zielle Unterstützung. Uneins sind 
sich beide Seiten auch, wie weit eine von 
der EU als Voraussetzung geforderte zen-
tralamerikanische Zollunion bis zum In-
kraft treten des Vertrages vorangeschritten 
sein muss.

Freihandel aktuell: Zum Stand der Verhandlungen

das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf 
im reichsten EU-Land  Luxemburg bei 

104.673 US$ liegt und im reichsten 
mittelamerikanischen Land 
Costa Rica bei 5.905 US$? 

Wussten Sie, dass 

» In El Salvador wird der 
Begriff  des  grünen, ökologi-
schen Bergbaus propagiert, 
der die Bevölkerung darüber 
hinwegtäuschen soll, dass es 
sich hierbei um nichts ande-
res handelt als den perversen 
Versuch dutzende Gold- und 
Silberminen zu fördern, 
die hochgiftiges Arsen und 
Quecksilber zur Metallwä-
sche verwenden. « 

Juan Rojas
 El Salvador

wenn die Th emen Handel und Arbeitsbe-
dingungen getrennt verhandelt würden, 
aber das ist etwas, das unmöglich ist, denn 
der Freihandel verbietet eine solche Tren-
nung aus seiner eigenen Logik heraus. Im 
CAFTA-Abkommen ist das Arbeitskapitel 
nicht dazu da, die Arbeitsrechte zu schüt-
zen, sondern um dafür zu sorgen, dass ver-
änderte Arbeitsrechte keine Auswirkun-
gen auf den Handel haben.

Gibt es in Zentralamerika eine Protestbe-
wegung gegen das geplante AdA?

 O.S.: Ja, die gibt es, aber einige setzen 
sich für den Dialog ein und andere kämp-
fen für ein klares »Nein!« zum AdA. Es ist 
allerdings off ensichtlich, dass die sozialen 
Bewegungen nach dem Kampf gegen das 
CAFTA ziemlich geschwächt sind. 
 R.M.: Zweifellos fehlt in Zentralameri-
ka und ganz besonders in El Salvador die 
Umsetzung einer massiven Aufk lärungs-
kampagne, die sich an die Bevölkerung im 
Allgemeinen richtet, um über die Inhalte 
und Wirkungen von AdA überhaupt in-
formieren zu können und die deren direk-
te und indirekte Auswirkungen sichtbar 
macht. 

Wie könnte für euch eine gute und gemein-
same Kampagne gegen das AdA aussehen?

 R.M.: Ein relevanter Aspekt der Kam-
pagne gegen AdA ist der Druck, den die 
Bürger gegenüber den nationalen und 
europäischen Parlamentariern ausüben 
können, damit eine Ratifi zierung des 
AdA vermieden wird. Außerdem ist das 
AdA auch eine Chance, die Solidarität 
zwischen den Völkern Zentralamerikas 
und Europas im Kampf gegen neoliberale 
Projekte zu stärken und eine Chance für 
die Konstruktion von Alternativen. 

Das vollständige Interview fi nden Sie unter: 
www.ci-romero.de/kampagnen

1947 Truman-Doktrin (Containment) mit dem Recht der USA, überall eingreifen 
zu können, wo die Freiheit durch den Kommunismus bedroht ist. Als Ein-

dämmungspolitik gegenüber der UdSSR begründet die USA Militäreinsätze überall dort, 
wo linke oppositionelle Bewegungen entstehen – mit der Folge von Bürgerkriegen in ganz 
Mittelamerika.

1984 Beginn des San-Jose-Prozesses. In einer Phase bewaff neter Konfl ikte be-
teiligt die EU sich an Verhandlungen zur Konsolidierung von Frieden und 

Demokratie in Zentralamerika. Der Weg führte zum Friedensvertrag von Esquipulas, zur 
Beendigung des Bürgerkriegs in Nicaragua, zum Friedensschluss in El Salvador und zur 
Unterzeichnung des Friedensabkommens in Guatemala. 

1996 San Jose XII. Die jährlich stattfi ndenden Konferenzen der Außenminister von 
EU und Zentralamerika vereinbaren Zusammenarbeit bei der Integration von 

Ex-Kombattanten ins Zivilleben und den Aufb au von Rechtsstaaten. Die EU wird größter 
Entwicklungshilfegeber der Region gegenüber drastisch sinkenden US-Hilfsleistungen. 



Stopp Assoziierung!
Sich den Ausbeutungsverhältnissen entgegenstellen: 
Proteste gegen EU-Assoziierungsvertrag mit Zentralamerika

»Jemand sagte, gegen den Neoliberalis-
mus zu sein, ist wie gegen das Gesetz der 
Schwerkraft zu sein. Nun denn: Nieder 
mit dem Gesetz der Schwerkraft!« 

Subcomandante Marcos

U nablässlich verhandeln die Staats- 
und Regierungschefs über Frei-

handelsabkommen auf der ganzen Welt. 
Auf diese Weise werden auch schädliche 
Wirtschaftsweisen auf Generationen fest-
geschrieben. Zudem sind die Abkommen 
der EU häufig an Intransparenz kaum zu 
überbieten. Kiloschwere Dokumente wer-
den verfasst, der breiten Öffentlichkeit 
aber nicht zugänglich gemacht. 

Verhältnisse zum Tanzen bringen!
So läuft es derzeit auch beim Assoziie-
rungsabkommen. Dem wollen wir uns 
entgegenstellen. Statt weiterer Investiti-
onen in die Exportproduktion und noch 
mehr Freihandel benötigen die Menschen 
in Mittelamerika und auch in der EU unter 
anderem die Förderung einer funktionie-
renden Grundversorgung, die in Mittel-
amerika vor allem Grundnahrungsmittel 
(Ernährungssouveränität) und Zugang zu 
öffentlichen Dienstleistungen betrifft.

Karten gegen Untaten
Um unseren Forderungen Nachdruck zu 
verleihen, gibt es eine Protestpostkarte an 

die verantwortliche EU-Außenkommis-
sarin Benita Ferrero-Waldner. Die Pro-
testpostkarten können bestellt werden 
unter: 
www.ci-romero.de und cir@ci-romero.de 

Get active!
Außerdem rufen wir zu einer Aktionswo-
che vom 25. – 30. Mai 2009 auf. Zu diesem 
Zeitpunkt findet auch die VIII. Verhand-
lungsrunde der EU mit Zentralamerika 
in Brüssel statt. Alle Aktiven sind dazu 
aufgerufen, an verschiedenen bundeswei-
ten Aktionen teilzunehmen oder in ihren 
Städten selber Aktionen zu organisieren. 
Die gesammelten Termine und Orte, sowie 
Aktionsvorschläge für eigene Aktivitäten 
findet ihr auf: www.stop-assoziierung.de 
und www.ci-romero.de 

In der gleichen Woche wird William Ro-
dríguez vom nicaraguanischen Netzwerk 
Otro Mundo Posible zu Besuch in Deutsch-
land sein und in einer Rundreise über die 
drohenden Auswirkungen des Assoziie-
rungsabkommens und Positionen aus zen-
tralamerikanischer Sicht berichten.

InitiatorInnen der Kampagne: Christliche 
Initiative Romero (CIR), Münster; Informa-
tionsbüro Nicaragua, Wuppertal; Nicara-
gua-Forum, Heidelberg; Nicaragua-Verein, 
Hamburg; Ökumenisches Büro, München

2003 EU-Abkommen Politischer Dialog und Zusammenarbeit mit Zentralamerika. 
Das Interesse der zentralamerikanischen Staaten konzentriert sich zuneh-

mend auf den Handelsbereich, um die Verluste durch die EU-Bananenmarkt-Verordnung 
auszugleichen.

2006 EU-Lateinamerikakongress in Wien. Verhandlungen zu einem Assoziie-
rungsabkommen der EU mit Zentralamerika werden eingeleitet. Zeitgleich 

organisiert das weltweite Bündnis Enlazando Alternativas (Alternativen verknüpfen) einen 
Alternativkongress. Seitdem finden in allen mittelamerikanischen Ländern Proteste mit je-
weils mehreren tausend DemonstrantInnen statt.

2009 Die weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise schüttelt Zentralamerika schwer. 
Zu stark hängen die Länder am Tropf der schwächelnden Industrienationen. 

Allen Krisenmeldungen zum Trotz will die EU noch in diesem Jahr das Assoziierungsab-
kommen mit den zentralamerikanischen Staaten unterzeichnen.
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N ach der VI. Verhandlungsrunde zum 
EU-Assoziierungsabkommen mit 

den zentralamerikanischen Staaten Ende 
Januar diesen Jahres teilte die EU mit, dass 
es in den Gesprächen zum Themenfeld 
›Entwicklungszusammenarbeit‹ positive 
Resultate gebe. Als besonders erfolgrei-
ches Thema wurde dabei die Diskussion 
um Geschlechtergerechtigkeit genannt. 
Hintergrund dieser Verlautbarung ist das 
von der EU angestrebte Ziel, in bilateralen 
Abkommen eine ›Politik der Kohärenz‹, 
gleichsam eine Politik der Stimmigkeit, 
zu verfolgen. Das bedeutet, dass jedes Ab-
kommen auf die Umsetzung eines ganzen 
Bündels von eigens von der EU-Kommis-
sion festgelegten Zielen überprüft wird. 
Eines dieser Ziele ist die Förderung der 
Geschlechtergerechtigkeit.
	 Um Kohärenz zu erzielen, reicht es 
jedoch nicht aus, das Thema Geschlech-
tergerechtigkeit in den Gesprächen zur 
›Entwicklungszusammenarbeit‹ unterzu-
bringen, da es hierbei nur um Forderun-
gen an die wirtschaftsschwachen,  mittel-
amerikanischen Vertragsstaaten geht, die 
Situation der Frauen in ihren jeweiligen 
Ländern zu verbessern, nicht aber ins-
gesamt um die Ausgestaltung eines ge-
schlechtssensiblen Abkommens auf allen 
Ebenen – inklusive Handel. 

Trade meets Gender
Inzwischen ist hinlänglich bekannt, dass 
Freihandelsabkommen eine Gefahr für 
akzeptable Arbeitsbedingungen darstellen 
können, da sie die internationale Konkur-
renz fördern. Gerade im Bereich der ar-
beitsintensiven Industrie wird gerne auf die 
billigsten und wehrlosesten Arbeitskräfte 
zurückgegriffen, die es im Angebot gibt. 
Dies sind derzeit Frauen aus den so genann-
ten Entwicklungs- und Schwellenländern. 
Ungleichen Zugangsvoraussetzungen zu 
Bildung, eine traditionell ungleiche Las-
tenverteilung bei der Verantwortung für 
Kinder und Familie sowie mangelnder Ein-
fluss auf politische Entscheidungen machen 
Frauen generell leichter ausbeutbar. Dieser 
– aus dem Blickwinkel von Unternehmen – 
›komparative Kostenvorteil‹ führte im Zuge 
der Transnationalisierung der Produktion 
zu einer Feminisierung der Beschäftigung. 
	 Das Versprechen, die Integration von 
Frauen in den Arbeitsmarkt würde au-
tomatisch auch zur Aufhebung der Un-
gleichheit und zur Begrenzung der Armut 
führen, hat sich unter diesen Bedingungen 
keineswegs bewahrheitet. Im Gegenteil: 
Viele Frauen, die in den so genannten 
Weltmarktfabriken (Maquilas) für den 
Export arbeiten, sprechen davon, dass sich 
an Unterdrückungsverhältnissen nichts 
geändert hat, sehr wohl aber an der An-
zahl der Zwangsverhältnisse: Nicht mehr 
nur die (Ehe-)männer üben Gewalt aus, 
sondern auch die Fabrikchefs. Wehren sich 

die ArbeiterInnen, kostet es sie manchmal 
sogar ihr Leben, wie Ariane Grau Crespo 
von der Arbeitsrechtorganisation ASE-
PROLA bei einem Treffen der lateiname-

Die Feminisierung der Armut
Entwicklungspolitische Einsichten bleiben bei der EU-Handelspoli-
tik auf der Strecke: überproportional zu Lasten von Frauen

Die Europäische Kommission bilanzierte kürzlich: Frauen sind von Liberalisierung 
stärker negativ betroffen als ihre männlichen Zeitgenossen. Dies hält die EU nicht da-
von ab, ein Freihandelsabkommen mit Zentralamerika zu forcieren, das auf dem glei-
chen Gerüst basiert wie seine Vorgänger und damit die ›Feminisierung der Armut‹ wei-
ter vorantreibt.

	 Negative Auswirkungen von Handels-
liberalisierungen bleiben jedoch nicht auf 
die Arbeitsbedingungen in den Freien Ex-
portzonen beschränkt, sondern umfassen 
fast alle Lebensbereiche von Frauen. So 
führt die von Industriestaaten geforderte 
Öffnung des Dienstleistungssektors in den 
Ländern des Südens für transnationale 
Konzerne zu einer Informalisierung wei-
terer Arbeitsplätze, z.B. in der Pflege oder 
Verwaltung. Die Durchsetzung von wür-
diger Arbeit und existenzsichernden Löh-
nen bei Heimarbeit, Straßenverkauf oder 
Prostitution ist noch schwerer artikulier- 
und durchsetzbar als in den Maquilas. 

Worthülse Kohärenz
In ihrem Bericht zu Gender Equality in 
Development Co-Operation 2003 verweist 
die EU-Kommission auf eine alarmieren-
de Zunahme der Armut bei Frauen, die 
›feminisation of poverty‹, hin. Als Ursa-
che benennt sie die anhaltenden Verlet-
zungen der Menschenrechte der Frauen 
in der informellen Wirtschaft und in den 
Freihandelszonen sowie die unwürdigen 
Arbeitsbedingungen, denen die Frauen 
ausgesetzt sind. Eben solche Sektoren, die 
durch Freihandelsabkommen massiv ge-
fördert werden. 
	 Trotz dieser Erkenntnisse auf entwick-
lungspolitischer Seite, hält die andere Sei-
te, nämlich diejenige, die für die EU-Han-
delspolitik zuständig ist, an dem Gerüst 
klassischer Freihandelabkommen fest. 
Damit wendet sich die EU-Handelspolitik 
mit dem Abkommen einmal mehr gegen 
eigene entwicklungspolitische Ziele. Wie 
so oft werden aber nicht die Funktionsträ-
ger der EU, sondern die Frauen in Zent-
ralamerika die Leidtragenden dieser zur 
Worthülse verkommenen Kohärenz sein. 

» Aus den unterzeichneten 
Freihandelsabkommen haben 
wir eine Lektion gelernt. Sie 
waren das Produkt der Un-
kenntnis und der Angst, die Ar-
beit zu verlieren. Darum sagen 
wir Nein zu allen diesen Ab-
kommen, die uns nur schaden 
und zu nichts Nutze sind. «

Margel Mercado 
von FEMUPROCAM (die land-

wirtschaftliche Vereinigung von 
Frauenkooperativen)

rikanischen Kampagne Gegen die Flexi-
bilisierung der Arbeit betont: »Als wir die 
Kampagne starteten, waren wir besorgt, 
dass die Verteidigung der Rechte uns die 
Arbeit kosten würde. Heute kostet uns die 
Verteidigung unserer Rechte das Leben«.

»Als ich das Soll nicht erfüllen konnte, warf mir der Vorarbeiter eine Stoppuhr ins Gesicht«, so eine Arbeiterin in der Maquila. Foto: G. Krautbauer

Eine andere Welt ist dringend nötig. Protestieren Sie mit! Foto: Enlazando Alternativas

der Jahresumsatz des größten Konzerns 
in der EU, der Royal Dutch Shell, 

319 Milliarden US$ beträgt und das 
Bruttoinlandsprodukt Nicaraguas 

5,3 Milliarden US$? 

Wussten Sie, dass 

Große Sorge herrscht bei den Nichtre-
gierungsorganisationen (NGOs) in Mit-
telamerika. Sie befürchten, dass die EU 
Investitionsschutzbestimmungen im 
Assoziierungsabkommen festschreiben 
wird, wie die USA im CAFTA. Ein zy-
nisches Beispiel dafür, was den Ländern 
dann auch von EU-Europa droht, zeigt 
der Fall Pacific Rim:

A m 9. Dezember vergangenen Jahres 
brachte die kanadische Bergbauge-

sellschaft Pacific Rim einen Antrag auf Er-
öffnung eines Schlichtungsverfahrens ge-
gen die salvadorianische Regierung beim 
internationalen Schiedsgericht (ICSID) 
ein. Dies ist ein erster Schritt zur Eröff-
nung eines Gerichtsverfahrens unter An-
wendung der Normen des Freihandelsab-
kommens CAFTA. Pacific Rim behauptet, 
über 75 Mio. Dollar in ein Bergbauprojekt 
der Provinz Cabañas in El Salvador inves-
tiert zu haben und argumentiert außer-
dem mit der Erwartung von hohen Ein-
künften sowie der Schaffung von neuen 
Arbeitsplätzen. Die Berggesellschaft klagt, 
dass die Regierung von El Salvador bisher 
noch keine Betriebsgenehmigung für den 
Beginn des Abbaus von Gold und Silber 
erteilt hätte. Und dies obwohl das Unter-
nehmen alle gesetzlichen Auflagen El Sal-
vadors erfüllt hätte.

	 Grund für die nicht erteilte Genehmi-
gung ist u.a. der starke Protest von Seiten 
der Bevölkerung. Die Menschen vor Ort 
protestieren um ihr Leben: Eine von Cari-
tas geförderte Studie zu den Auswirkungen 
auf die Umwelt stellt fest, dass die lokale 
Wasserversorgung mit Schwefel, Zyanid, 
Arsen und Zink kontaminiert werden 
würde und so Gesundheitsprobleme für 
die lokale Bevölkerung zu erwarten seien. 
Nach Angaben des Netzwerks US-El Sal-
vador-Sister Cities wird für den Betrieb der 
Grube soviel Wasser am Tag verbraucht 
wie eine Familie in 20 Jahren konsumiert. 
Wenn sich Unternehmen und Land bin-
nen neunzig Tagen nicht einigen, wird eine 
Klagesumme von mehreren hundert Milli-
onen Dollar an Kompensationszahlungen 
an das Unternehmen erwartet. So eine 
Summe würde das Land El Salvador wirt-
schaftlich stark belasten, besonders jetzt zu 
Zeiten der globalen Wirtschaftskrise.
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